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Landesamt für Statistik
Postfach 91 07 64

       43 - 19718
Tel.: (0511) 98 98
- 3241   Frau Schmoling



- 3257 
Herr Lamik


E-mail: referat43@nls.niedersachsen.de


Bitte unbedingt an die 


Fachbereiche weitergeben !

Kreisfreie Städte, Landeshauptstadt Hannover und Stadt Göttingen

Region Hannover, Landkreise, große selbständige Städte,

Samtgemeinden und kreisangehörige Gemeinden

(über die Landkreise)

in Niedersachsen

nachrichtlich:

Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport

Bezirksregierungen

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens

- z. Hd. des Niedersächsischen Landkreistages -

Kommunale Datenverarbeitungszentralen

Rundschreiben Nr. 1/2003

Haushaltssystematik der Gemeinden und Gemeindeverbände




Die Rundschreiben zur Haushaltssystematik der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie die aktualisierte Fassung der Gliederungs- und Gruppierungsvorschriften stehen als Download unter www.nls.niedersachsen.de/Seiten/Haushalt_systematik.html zur Verfügung.


1. Haushaltssystematik der Gemeinden und Gemeindeverbände

Die in der Bekanntmachung des NLS vom 04.10.2002 im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt  Nr. 42/2002 auf Seite 978 veröffentlichten Vorschriften über die weitere Gliederung und Gruppierung der Haus​haltspläne der Gemeinden und Gemeindeverbände (VVGG-W) sollen in Kürze wie folgt geändert werden; im Vorgriff darauf wird auf folgendes hingewiesen:

1.1 Änderung des Gliederungsplans und der Zuordnungsvorschriften

In den Vorschriften über die weitere Gliederung (Gliederungsplan) und den Zuordnungsvorschriften zum Gliederungsplan soll im Abschnitt 48 „Soziale Leistungen im Auftrag von Bund und Land“ der Unter​abschnitt 485 „Einmaliger Heizkostenzuschuss“ gestrichen werden. Die dort nachzuweisenden Leistungen fielen nur in den Haushaltsjahren 2000 und 2001 an, der Unterabschnitt ist deshalb jetzt entbehrlich.

1.2 Änderung des Gruppierungsplans und der Zuordnungsvorschriften

Änderung einer Zuordnung in der Bereichsabgrenzung

Die Abgrenzung von Zahlungen nach Bereichen ist mit der Bekanntmachung des NLS vom 04.10.2002 im Niedersächsischen Ministerialblatt als Bestandteil des Gruppierungplans veröffentlicht worden. Wie bereits im Rundschreiben Nr. 1/2002 des NLS vom 02.01.2002 zur Klarstellung der Bereiche ..5 und ..6 bekannt​gegeben wurde, sind öffentlich-rechtliche Kreditanstalten ausschließlich dem Bereich ..6 zuzu​ordnen.


Die in Nr. 2 „Vorschriften über die weitere Gruppierung (Gruppierungsplan)“ der Bekanntmachung vom  04.10.2002 unter a) enthaltene“Abgrenzung von Zahlungen nach Bereichen (Bereichsabgrenzung)“ soll daher folgende Fassung erhalten:


..5 Kommunale Sonderrechnungen                                                                                         

     Zahlungsbeziehungen mit öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen mit           

     Sonderrechnung oder in rechtlich selbständiger Form, bei denen die eigene 
     kommunale Körperschaft Mitglied, Träger oder unmittelbarer bzw. mittelbarer
     Anteilseigner ist. Samtgemeinden und ihre Mitgliedsgemeinden sind dabei             

     als eine einheitliche kommunale Körperschaft anzusehen.                                                            

     Öffentliche Unternehmen sind:                                                                                      

     - Eigene Betriebe der kommunalen Körperschaft
     - Sondervermögen mit unternehmerischer Aufgabenstellung und eigener Wirtschafts- 
       und Rechnungsführung                                                                                                 

     - Anstalten des öffentlichen Rechts (z. B. kommunale Anstalten)                                                                                                 
     - Unternehmen des privaten Rechts (z. B. AG, GmbH, eGmbH) wenn die kommunale 
       Körperschaft überwiegend,d. h. mit mehr als 50 v. H. am Nennkapital (Grund- 
       oder Stammkapital) unmittelbar oder mittelbar (z. B. über eine Holding) 
       beteiligt ist.                                                                         

     Öffentliche Einrichtungen sind:                                                                                    

     - juristische Personen des öffentlichen Rechts, die keine Unternehmen sind                                         

     - juristische Personen des Privatrechts ohne unternehmerische Aufgabenstellung, 

  wenn die kommunale Körperschaft überwiegend, d. h. mit mehr als 50 v. H. am 
  Nennkapital (Grund- oder Stammkapital)unmittelbar oder mittelbar (z. B. über 
  eine Holding) beteiligt ist                                               

- juristische Personen des privaten Rechts in der Form von Stiftungen und 
  Vereinen sowie Gesellschaften des privaten Rechts, bei denen die kommunale 
  Körperschaft aufgrund der Satzung o.ä. beherrschenden Einfluss ausübt.                                                                                               


..6 Sonstige öffentliche Sonderrechnungen                                                                              

     Zahlungsbeziehungen mit öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen mit 
    Sonderrechnung oder in rechtlich selbständiger Form, bei denen andere öffent-
    liche Körperschaften (Bund, Länder, andere Kommunale Körperschaften) Mitglied, 
    Träger oder unmittelbare bzw. mittelbare Anteilseigner sind.                   

     Öffentliche Unternehmen sind:                                                                                      

     - Eigene Betriebe des Bundes und der Länder im Sinne des § 26 BHO/LHO                                              

     - Sondervermögen mit unternehmerischer Aufgabenstellung und eigener Wirtschafts- 
      und Rechnungsführung                                                                                                 

     - Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen 
      Rechts                                  

     - Unternehmen in der Sonderrechtsform des öffentlichen Rechts, öffentlich-
      rechtliche Kreditanstalten, Sparkassen auch in Zweckverbandsform
     - Unternehmen des privaten Rechts (z. B. AG, GmbH, eGmbH) wenn Bund, Länder und  
      kommunale Körperschaften überwiegend, d. h. mit mehr als 50 v. H. am 
      Nennkapital (Grund- oder Stammkapital) unmittelbar oder mittelbar (z. B. über 
      eine Holding) beteiligt sind.                                             

     Öffentliche Einrichtungen sind:                                                                                    

     - juristische Personen des öffentlichen Rechts, die keine Unternehmen sind                                         

     - juristische Personen des Privatrechts ohne unternehmerische Aufgabenstellung, 
      wenn Bund, Länder und kommunale Körperschaften überwiegend, d. h. mit mehr 
      als 50 v. H. am Nennkapital (Grund- oder Stammkapital) unmittelbar oder 
      mittelbar (z. B. über eine Holding) beteiligt sind                                

     - juristische Personen des privaten Rechts in der Form von Stiftungen und 
      Vereinen sowie Gesellschaften des privaten Rechts, bei denen die öffentliche 
      Hand aufgrund der Satzung o.ä. beherrschenden Einfluss ausübt.                                                                                                          


        Als öffentliche Einrichtungen gelten nicht Wirtschafts- und Berufsvertretungen   

        sowie Kirchen.                      


Änderung in den Gruppen 37 und 97 

In den Gruppen 37 und 97 sowie in den Untergruppe 377 und 977 ist deutlich geworden, dass durch die Ver​wendung des Begriffs „Kreditmarkt“ und den Hinweis auf außerordentliche Tilgungen und Umschuldungen in der Untergruppe 977 eine eindeutige Zuordnung schwierig ist. Ím Gruppierungsplan soll deshalb bei den Untergruppen 377 und 977 der Begriff „Kreditmarkt“ gestrichen werden. In den Zuordnungsvorschriften erhalten die Gruppe 37 und 97 und die Untergruppen 377 und 977 in folgende Fassung:

-----------------------------------------------------------------------------------

HGr.   Gr.   UGr.   Einnahme-/Ausgabearten                         Hinweise

-----------------------------------------------------------------------------------

       37           Einnahmen aus Krediten und inneren Darlehen    Untergruppen 
                    einschließlich Umschuldungen                   nach der                              
                                                                   Bereichs-
                                                                   abgrenzung 

            377     von privaten Unternehmen

       97           Tilgung von Krediten, Rückzahlung von inneren  Untergruppen
                    Darlehen                                       nach der         

                    Tilgung der bei Gruppe 37 nachzuweisenden      Bereichs- 
                    Kreditaufnahmen und ähnliche Rechtsgeschäfte   abgrenzung
                    Ablösung von Krediten, außerordentliche
                    Tilgungen, Umschuldungen

             977    an private Unternehmen

1.3 Gesetz zur Sicherung von Bildungsqualität und zur Sicherung von Schulstandorten

Im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/2003, S. 244, ist das Gesetz zur Sicherung von Bildungsqualität und zur Sicherung von Schulstandorten veröffentlicht, welches das Niedersächsische Schul​gesetz (NSchG), zuletzt geändert am 28. August 2002 (Nds. GVBl. S. 366) erneut ändert. Darin werden u.a. die Orientierungsstufen mit einer Übergangsfrist bis längstens dem Schuljahr 2004/2005 abgeschafft und die im August 2002 geschaffenen kooperativen Haupt- und Realschulen wieder gestrichen. Daraus werden sich folgende Auswirkungen auf die kommunale Haushaltssystematik ergeben:


Gliederungsplan
Bezeichnung


UA  225 
Kombinierte Haupt- und Realschulen


In den Zuordnungsvorschriften sollen in den Unterabschnitten 210, 217, 218, 221, 225 und im Abschnitt 23 die Hinweise auf  angegliederte Förderstufen gestrichen werden.


Die Orientierungsstufen können nach § 184 NSchG bis zum Schuljahr 2004/2005 fortgeführt werden. Die Aufhebung des UA 216 „Orientierungsstufen“ im Gliederungsplan und die Änderungen der Zuordnungs​vorschriften in den UA  216, 217, 218, 221, 225  und im Abschnitt 23 werden zu gegebener Zeit durch ein entsprechendes Rundschreiben sowie eine Bekanntmachung des NLS im Niedersächsischen Ministerialblatt veröffentlicht. 


Die ab dem Haushaltsjahr 2004  geltenden Änderungen bzw. Korrekturen der kommunalen Haushalts​systematik werden vom NLS in Kürze im Niedersächsischen Ministerialblatt bekanntgemacht. 

2. Änderung des Zahlungstermins für Gehaltszahlungen an Angestellte und Arbeiter

Laut Tarifabschluss vom 10.01.2003 können die Arbeitgeber ab 2003 die Auszahlung der Bezüge auf das Monatsende verschieben. Die Umstellung kann jeweils nur im Dezember erfolgen. Diese Vorschrift ist eine Kann-Vorschrift, die nicht zwingend umgesetzt werden muss. Mit der Zahlung der Gehälter für Dezember am 31.12. ändert sich auch die Fälligkeit der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge. Diese sind nach § 23 SGB IV erst am 15.01. zu zahlen. Damit verschieben sich die Auszahlungen aus den UGr. 444 und 445 in das Haus​haltsjahr 2004. Neben den haushaltsrechtlichen Auswirkungen (Prüfung der Übertragbarkeit, evtl. Neuveran​schlagung im Haushaltsplan 2004) ergeben sich auch Änderungen in den Finanzstatistiken. Da sowohl in der vierteljährlichen Kassenstatistik (GFK) als auch in der Jahresrechnungsstatistik Ist-Zahlungen nachzuweisen sind, finden die Auszahlungen der  Sozialversicherungsbeiträge erst im Berichtsjahr 2004 Berücksichtigung.

Kommunen, die die Umstellung erst in den Folgejahren vollziehen, sollten entsprechendes für das Jahr der Umstellung und das Folgejahr berücksichtigten. Dies kann immer nur im Dezember unter Einbeziehung der Auszahlung der Zuwendung geschehen und mit entsprechender Verschiebung der Auszahlung der Sozial​versicherungsbeiträge.
Ich bitte, die Änderungen bei der Aufstellung der Haushaltspläne für 2004 zu berücksichtigen.

Im Auftrage

Schmoling
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